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Mitteilung Berlin, den 12. Mai 2022 

 Die 15. Sitzung des Rechtsausschusses 
findet statt am  
Mittwoch, dem 18. Mai 2022, 14:00 Uhr 
Berlin, Paul-Löbe-Haus, Saal 2.600* 

Sekretariat 
Telefon: +49 30 227-32430 
Fax: +49 30 227-36081 

Sitzungssaal 
Telefon: +49 30 227-30303 
Fax: +49 30 227-36346 

 *Für Beauftragte des Bundesrates, für Mitarbeitende von 
Fraktionen, von Abgeordneten und von Ministerien wird eine 
Teilnahme per Webex-Videokonferenz ermöglicht. 

  

 

Tagesordnung – 
Öffentliche Anhörung 

 

a) 

Einziger Tagesordnungspunkt 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Strafgesetzbuches – Aufhebung des  
Verbots der Werbung für den 
Schwangerschaftsabbruch (§ 219a StGB), zur  
Änderung des Heilmittelwerbegesetzes und zur 
Änderung des Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch 

BT-Drucksache 20/1635* 

(*vorbehaltlich der Überweisung zur federführenden Beratung) 
 
 

  

Federführend: 
Rechtsausschuss 

Mitberatend: 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 

Berichterstatter/in: 
Abg. Carmen Wegge [SPD] 
Abg. Elisabeth Winkelmeier-Becker [CDU/CSU] 
Abg. Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
Abg. Katrin Helling-Plahr [FDP] 
Abg. Thomas Seitz [AfD] 
Abg. Clara Bünger [DIE LINKE.] 
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b) Antrag der Fraktion der CDU/CSU 

Interessen der Frauen stärken, Schutz des 
ungeborenen Kindes beibehalten 

BT-Drucksache 20/1017* 

(*vorbehaltlich der Überweisung zur federführenden Beratung) 
 
 

Federführend: 
Rechtsausschuss 

Mitberatend: 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 

Berichterstatter/in: 
Abg. Carmen Wegge [SPD] 
Abg. Elisabeth Winkelmeier-Becker [CDU/CSU] 
Abg. Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
Abg. Katrin Helling-Plahr [FDP] 
Abg. Thomas Seitz [AfD] 
Abg. Clara Bünger [DIE LINKE.] 
 
 

c) Antrag der Abgeordneten Heidi Reichinnek,  
Ali Al-Dailami, Gökay Akbulut, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 

§ 219a des Strafgesetzbuches streichen – 
Selbstbestimmung, Entscheidungsfreiheit und 
ausreichende Versorgung sicherstellen 

BT-Drucksache 20/1736* 

(*vorbehaltlich der Überweisung zur federführenden Beratung) 
 
 

Federführend: 
Rechtsausschuss 

Mitberatend: 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 

Berichterstatter/in: 
Abg. Carmen Wegge [SPD] 
Abg. Elisabeth Winkelmeier-Becker [CDU/CSU] 
Abg. Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
Abg. Katrin Helling-Plahr [FDP] 
Abg. Thomas Seitz [AfD] 
Abg. Clara Bünger [DIE LINKE.] 
 
 

  
Die Liste der Sachverständigen ist im Internet eingestellt unter: 
https://www.bundestag.de/ausschuesse/a06_recht/anhoerungen 

 
 

Elisabeth Winkelmeier-Becker, MdB 
Vorsitzende 
 
 
 
 
 
 
Interessierte können die Anhörung am Mittwoch, dem 18. Mai 2022, 14:00 Uhr, live im 
Parlamentsfernsehen verfolgen. Die Aufzeichnung der Anhörung wird im Anschluss in der 
Mediathek des Deutschen Bundestages zur Verfügung gestellt. Hingewiesen sei zudem auf 
das Wortprotokoll, das zu dieser Anhörung erstellt und auf dem Internetauftritt des 
Ausschusses veröffentlicht wird. Sollten Sie eine persönliche Teilnahme an der 
öffentlichen Anhörung wünschen, informieren Sie sich bitte über das hierzu erforderliche 
Anmeldeverfahren unter https://www.bundestag.de/ausschuesse/a06_Recht/anhoerungen. 
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